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Nr. 224. Mittag ⸗ Ausgabe. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Warſchau, 15. Mai. An Stelle des Grafen Keller, der 
eine anderweitige Beſtimmung erhalten hat, iſt der Staatsrath 
Oſtrowski zum Direktor der Commiſſton des Innern ernannt worden. 


Paris, 15. Mai. Der heutige „Moniteur“ enthält nähere Nach⸗ 
richten aus Puebla. Das Fort St. Januarius war am 29. März 
erobert worden; in der Nacht vom 31. März und am 1. April waren eine 
Menge Häuſer, darunter das Kloſter der Guadulepiten, und am 3. April 
eine weitere Anzahl von Häuſern genommen worden; und man war 
im Begriff die Kathedrale, einen hervorragenden Punkt von Puebla, 
zu nehmen und man glaubte nicht, daß die Belagerungsoperationen 
noch lange dauern würden. Am 3. April waren in Puebla noch 
2 Millionen Patronen und in Vera⸗Cruz 6 Millionen vorhanden. 
Von den für die Artillerie vorhandenen 36,000 Schüſſen waren erſt 
4000 abgefeuert worden. Neue Munitionstransporte ſind unterweges 
und dürften im Laufe des April in Puebla eintreffen. Die vierte 
Sendung von vier gezogenen Geſchützen ſollte am 1. Mai in Puebla 
ankommen. 300 Fäſſer Pulver und Artilleriemunition find am 30. April 
von Martinique abgegangen. Man iſt demnach, fo lange die Opera⸗ 
tionen dauern können, mit Munition wie mit Lebensmitteln reichlich 
verſehen. Der Geſundheitszuſtand iſt vortrefflich. Die Franzoſen ver: 
loren vor Puebla an Getödteten 5 Offiziere, darunter den komman⸗. 
direnden General der Artillerie und 56 Soldaten, an Verwundeten 
20 Offiziere und 445 Soldaten. 

Lemberg, 14. Mai. In Schwietec in Volhynien ſtehen Inſurgenten 
es hat ein Kampf ſtattgefunden. Einige Verwundete wurden nach Zbara 
in Galizien gebracht. Der Ausbruch des allgemeinen Aufſtandes in Volhy⸗ 
nien wird erwartet und iſt vorbereitet. a 

Ju Lubar publicirten die Inſurgenten revolutionäre Proklamationen, 
e den Stanowow⸗Priſtaw gefangen, und zogen angeblich gegen 

ol. F 

Die „Gazeta Narodowa“ behauptet, Jezioranski habe fein Corps nur ge: 
theilt, und es habe daſſelbe größtentheils glücklich die janower Wälder er⸗ 
reicht, nur eine kleinere Abtheilung ſei nach Galizien gedrängt worden. 

Turin, 13. Mai, Abends. In der heutigen Senatsſitzung kündigt De⸗ 
foreſta eine Interpellation über die Behauptungen engliſcher Parlaments- 
e in Betreff Italiens an. Die Discuſſion iſt auf nächſten Freitag 

Ju der Deputirtenkammer erklärt Moſſari die Behauptung des Lord Len⸗ 
nor, welcher die Gefängniſſe Neapels mit einem itaftenithen Deputirten be- 
ſucht zu haben erklärte, für falſch. 

Stampa erklärt, die von der wiener „Peeſſe“ gebrachte Nachricht über 
Verhandlungen zwiſchen Wien und Turin zun Behufe der Auflöſung der 
ungariſchen Legion entbehre jeder Begründung. 


Preußen. 
Candtags⸗ Verhandlungen. 
44. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (15. Mai.) 


Präſident Grabow eroffnet die Sitzung um 9% Uhr. Die Tribünen 
ſind dicht gefüllt. Am Miniſtertiſch befindet ih Niemand. Der Präſi⸗ 
dent leigt den Eintritt des Abg. Dr. Beyersdorf | an, der für den beuthner 

3 neu gewählt iſt (an Stelle des Abg. Neide). Auf Vorſchlag des 
Präſidenten werden die bereits gedruckten Anträge des Abg. Virchow (Ent⸗ 
wurf einer Adreſſe) und des Abg. Dr. Gneiſt (auf Bildung einer Adreß⸗ 
7 gerichtet) einer beſonderen Kommiſſion von 21 Mitgliedern über⸗ 
wieſen. 


Auf der Tagesordnung befinden ſich 1) der Bericht der Geſchäftsordnungs⸗ 
commiſſion, betreffend das in Gemäßheit des Beſchluſſes des Hauſes vom 
12. Mai 1863 ihr überwieſene Schreiben des königl. Staatsminiſteriums 
vom 11. d. M. (Ablehnung der ferneren Theilnahme an den Berathungen 
des Abgeordneten⸗Hauſes). 2) Fortſetzung der Militärdebatte. 

Vor Eintritt in den 1. Gegenſtand der Tagesordnung theilt der 
Präſident mit, daß er der Eigenthumlichk it des beſonderen Falles 
wegen, ein Schreiben an das Staatsminiſterium gerichtet, und verlieſt 
daſſelbe. Er hat darin das Staatsminiſterium von der auf heute anbe⸗ 
zaumten Sitzung unter Mittheilung der obigen Tagesordnung in Kenntniß 
geſetzt und daſſelbe zur Theilnahme an den Beratbungen eingeladen. Der 
vom Präſidenteu ferner verleſene Inhalt der Antwort des Miniſterpräſiden⸗ 
ten geht dahin, daß das Miniſterium bei dem in ſeinem Schreiben vom 
11. Mat d. J. enthaltenen Ausführungen beharrt und vor Anerkennung des 
in demſelben beanſpruchten Rechtes ſich der Theilnahme an den Berathun⸗ 
gen enthalten zu wollen erklärt. a 

Man geht bierauf zur Tagedortnung über. a 

Der Referent Abg. Wachsmuth giebt Mittheilung von einem Schreiben 
des Miniſterpräſidenten, das dem Vorſitzenden der Geſchäftsordnungs⸗Com⸗ 
miſſton auf die Benachrichtigung von der Feſtſtellung des vorliegenden Com: 
miſſionsberichts zugegangen iſt. Dieſes Schreiben, welches bedauert, 
dieſe Benachrichtigung nicht zus Kenntniß des Staatsminiſteriums, wegen 
mangelnder Zeit, bringen zu können, ift bereits durch die Zeitungen bekannt 
geworden. Der Referent bittet, die Frage rein ſachlich zu behandeln und 
dleſelbe Einſtimmigkeit zu zeigen, welche in der Commiſſion hervorgetreten. 

Abg. Karſten nimmt den loben mitgetheilten) Abänderungsvorſchlag 
wieder auf, den er bereits in der Commiſſion gemacht hat (Schutz der Mi: 
niſter durch den Präſidenten des Hauſes gegen perſönliche Beleidigung). 
Das Ministerium gehe in ſeinem Schreiben von der unrichtigen Voraus: 
ſetzung aus, daß der beregte Vorfall die Beanſpruchung einer Disciplinar⸗ 
gewalt des Präſidenten über die Mitglieder des Staatsminiſteriums enthal⸗ 
ten habe. Dieſe Disciplinargewalt ſei nicht in dem Umfange vorhanden, 
daß einem Miniſter wegen ungehöriger Aeußerungen das Wort entzogen 
werden könne, dagen ſchütze ſie die Verfaſſung. Das Recht, einen Miniſter 
34 unterbrechen, beſitze dagegen der Präſident unzweifelhaft und habe es be: 
reits öfter geübt, namentlich auch dem Kriegsminiſter gegenüber; die in 
dieſer Beziehung im Commiſſionsberichte erwähnten Präcedenzfälle könnten 
leicht noch vermehrt werden. Redner führt noch einige Fälle an. Dann 
vertheidigt er ſein Amendement, deſſen Inhalt allerdings ſelbſtverſtändlich 
ei, wie dies die Commiſſion auch anerkannt habe, aber dem Miniſterium 
doch zur Beruhigung gereiche. g 
x Abg. Dr. Gneiſt: Er halte die Reichenſpergiſchen Vorſchläge nicht der 
Lage der Sache entsprechend. Es handle ſich um zwei verſchiedene Rechte, 
die nur zufällig in einer Perſon vereinigt ſeien. Der Präſident habe zu⸗ 
nächſt das formelle Recht, die Debatte zu leiten. Das fei aber nur möglich, 
wenn er jeden Augenblick ſelbſt das Wort nehmen könne. Aus dem Rechte, 
die Reihenfolge der Redner zu beſtimmen, ſich alſo ſelbſt jederzeit das Wort 
zu geben, folge mithin auch das formelle Recht des Präfidenten jeden 
Redner, ob Abgeordneter, Miniſter oder Regierungscommiſſar, zu unters 
brechen. Das ſei aller Orten, wo es ſich um Aufrechthaltung parlamenta⸗ 
tiſcher Ordnung handele, Präſidialrecht. Das zweite Recht des Präſidenten 
beziehe ſich auf feine Befugniß, gegen den Inhalt einer Rede eine mißbilli⸗ 
gende Cenſur auszusprechen, einen Ordnungsruf zu ertheilen. Das Recht 
Mir fei dem Präſidenten nach der Faſſung der GechäftSorbnung gegen die 
Mitglieder des Hauses übertragen. Ob auch durch die Geſchäftsordnung 

Präſidenten das Recht verliehen ſei, dieſe Cenſur auch aaf ſolche Ber: 
ſonen anzuwenden, die nicht Mitglieder des Hauſes find, ſei eine contro 
zerſe Frage und mit Recht im vorigen Jahre nicht ausgetragen worden, wo 
fe zum erſtenmale geltend gemacht worden ſei. In dem Ernſt und Drang 
er Umſtände, in welchem man ſich jetzt befände, zieme es ſich nicht, ſolche 
Stage ohne Noth zu erörtern. Der Fall liege aber jetzt gar nicht vor. Als 
as deutſche Reich de Ende gegangen ſei, da habe es auch feine Zeit mit 
Ettal ungen über kleinliche Präcedenzfälle zeriplittert. Er müfle daher dem 
vu mmiffionsberichte in feinem negativen Theil ein noch ganz beſonderes Lob 

r zollen, daß dieſer Punkt ganz weggelaſſen worden ſei. 


Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewenbt. 


Was nun das Schreiben des Staatsminiſteriums betreffe, ſo enthält 
daſſelbe eine Anzahl von Mißverſtändniſſen und eine Kekte von Widerſprü⸗ 
chen. Es ſtehe darin, daß der Präſident den Kriegsminiſter unter Berufung 
auf ſeine Disciplinarbefugniß unterbrochen habe. Das ſei nicht der Fall 
geweſen. Auf Grund ſeines ſormellen Präſidialrechts, zu jeder Zeit zu einer 
Zwiſchenbemerkung das Wort zu nehmen, babe ihn der Präſident unterbro- 
chen. Auch das ſei nicht richtig, daß der Präſident „Umfang und Maß der 
Redefreibeit beſchränkt“, er habe nur von feinem Recht Gebrauch machen 
wollen, mittelſt einer Zwiſchenbemerkung ſich deswegen zu rechtfertigen, daß 
er den Vorredner nicht zur Ordnung gerufen. Es habe alſo der Präſident 
keine Cenſur über die Rede des Miniſters ausgeübt, ſondern nur von ſei⸗ 
nem formellen Präſidialrecht Gebrauch gemacht. Das Schreiben berufe 
ſich ferner auf den Art. 60 der Verfaſſung für das Recht, zu jeder Zeit 
reden zu dürfen. In der Verfaſſung ſtehe aber nur, daß fie das Recht 
hätten, zu jeder Zeit gehört zu werden. Das bedeute aber in der gericht⸗ 
lichen und in jeder Geſchäftsſprache nur, das Recht in der Ordnung des 
Geſchäfts, hier alſo unter der parlamentariſchen Leitung des Präſidenten zu 
reden. Ein abſolutes Recht zum Reden können die Miniſter nicht haben, 
ſonſt könnten ja die Miniſter, auch ohne ſich zum Wort gemeldet zu haben, 
daſſelbe ergreifen, kön ten jeden Redner, könnten die Abſtimmung unterbre⸗ 
ig einem ſolchen abſoluten Rechte wäre jede Geſchäftsordnung un⸗ 
möglich. 

Dieſer Sachlage entſprächen nun vollſtändig die Anträge der Commiſſion. 
Sie enthielten eine einfache trockene und ſachliche Conſtatirung der Sachlage 
dem Präſidenten gegenüber: mit dem Miniſterium hätte das Haus es ja 
nicht zu thun, da daſſelbe vom Prälivium die Antwort erwarte. Für dieſe 
Antwort (welche in ihrer Form übrigens ſo höflich ſein könne, wie nur 
irgend möglich) müſſe das Haus dem Präſidium eine Unterlage geben, die 
nirgend ſonſt in Zweifel gezogen werden könkle, wo überhaupt parlamenta- 
riſche Ordnung gehandhabt werde. (Bravo!) 


Abg. v. Gottberg: Die Benachrichtigung von der Feſtſtellung des Com: 


3 miſſionsberichtes ſei dem Staatsminiſterium nicht rechtzeitig zugegangen. 


Die Staatsregierung hätte bei einer rechtzeitigen Benachrichtigung vielleicht 
an der Commiſſionsberathung doch theilgenommen. — Zur Sache ſelbſt be⸗ 
ſtreite die Feen e ja gar nicht das Recht des Präſidenten, die Mi⸗ 
niſter überhaupt zu unterbrechen, ſondern nur das Recht, fie disciplina⸗ 
riſch zu unterbrechen. (Große Heiterkeit.) Dem Präſidenten ſtehe kraft ſei⸗ 
ner Befugniß, die Verhandlungen zu leiten, auch das unzweifelhafte Recht 
zu, die einzelnen Redner zu unterbrechen. Die Disciplinargewalt des Präſi⸗ 
denten erſtrecke ſich dagegen ſelbſt nach der Geſchäftsordnung nur auf die 
Mitglieder dieſes Hauſes. Der einſchlagende § 60 der Geſchäſtsordnung 
brauche ausdrücklich die Worte „Mitglieder des Hauſes“. In ſeiner Rede 
unterbrochen zu werden, und zwar wegen des Inhalts der Rede ſelbſt, ſei 
ſehr unangenehm und enthalte eine Art Rüge, deren unangenehmen Charak⸗ 
ter er ſelbſt oft erfahren habe. (Heiterkeit). Ueber dieſe Art von Rüge 
allein habe ſich das Staatsminiſterium beſchwert. Die Unterbrechung des 
Kriegsminiſters ſei eine unberechtigte geweſen, weil der Präſident hierzu nur 
berechtigt geweſen, um auf den Gegenſtand der Verhandlung zurückzuweiſen, 
oder um auf einen unparlamentariſchen Ausdruck aufmerkſam zu machen, 
ſie ſei ferner unberechtigt geweſen, weil die Unterbrechung nicht zugleich eine 
Rüge enthalten. Unberechtigt ſei ſodann das Schwingen der Glocke des 
Praͤſidenten geweſen, (Heiterkeit), womit dem Kriegsminiſter Schweigen hätte 
auferlegt werden ſollen. Die Glocke dürfe nur gegen allgemeine Unruhe, 


nicht gegen ein einzelnes Mitglied angewendet werden, gewaltſamerweiſe 


dürfe Niemand zum Schweigen genöthigt werden. (Heiterkeit). Eine wei⸗ 
tere Ueberſchreitung ſeiner Befugniſſe ſei es geweſen, wenn der Präſident 
ſein Haupt bedeckt habe: dieſer Act enthalte die alleräußerſte Disciplin. 
(Heiterkeit). Es ſei keine ſolche Unruhe geweſen, daß der Präſident nicht 
hätte anders zum Worte gelangen können. Bei ſeiner Rede ſei oft viel größere 
Unruhe geweſen. (Große Heiterkeit). 

Das Bedecken des Hauptes habe dem Kriegsminiſter das Wort entzogen, 
und ſei allein gegen den Kriegsminiſter gerichtet geweſen, wie der Beifall 
der Linken dieſes Hauſes und das Klatſchen auf den Tribünen dargethan, 
welches der Präſident hätte unterſagen müſſen (Unruhe). Wenn die Com⸗ 
miſſion von dieſem Standpunkte aus ihre Beſchlüſſe gefaßt hätte, jo würde 
Redner denſelben beigetreten ſein: es ſei keine Beeinträchtigung der Ehre 
dieſes Hauſes, ſein Unrecht anzuerkennen. Er hätte beabſichtigt, einen Aen⸗ 
derungsvorſchlag zu den Commiſſionsanträgen zu ſtellen, habe es aber un⸗ 
terlaſſen, weil er ſich keinen Erfolg habe verſprechen können. Dieſer Aende⸗ 
rungsvorſchlag würde ausgeſprochen haben: 1) der Präſident hat keine 
Disciplinargewalt über Miniſter, die nicht Mitglieder dieſes Hauſes ſind; 
2) Er hat dagegen die Beſugniß, auch die Minifter in ihren Reden zu un⸗ 
derbrechen; 3) dieſe Befugniß enthält keine Beeinträchtigung des Rechts der 
Miniſter, jederzeit zum Wort 5 gelangen; J) das Haus der Abgeordneten 
glaubt durch dieſen Beſchluß dem vom Miniſterium geſtellten Verlangen 
entſprochen zu haben und erwartet, daß die Staatsregierung den Verhand⸗ 
lungen dieſes Hauſes wieder beiwohnen wird. (Bravo!) — Abgceordn. Dr. 
Koſch (Borſitzender der Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion) berichtigt einige 
thatſächliche Unrichtigkeiten in der Rede des Abg. v. Gottberg. — Abgeord⸗ 
neter Karſten zieht mit Bezug auf die Ausführungen des Abg. Gneiſt 
ſein Amendement zurück (Beifall). — Abg. Dr. Virchow: Er habe nicht 
ohne Befriedigung aus der Schlußbemerkung des Abg. v. Gottberg vernom⸗ 
men, daß auch ihm die Ehre des Hauſes am Herzen liege. Er hätte die 
Sache deshalb auch objectiver auffaſſen ſollen. Der Redner habe gefunden, 
daß die Unruhe im Hauſe gar nicht ſo groß geweſen, als die Zeitungen be⸗ 
richteten; der Herr Kriegsminiſter müſſe eine andere Auffaſſung davon ge: 
habt haben, denn er ſagte: „350 Stimmen ſeien lauter, als eine einzige“, 
wobei er allerdings angenommen haben müſſe, daß auch der Abg. v. Gott⸗ 
berg mitgerufen habe. (Große Heiterkeit.) 

Er müſſe in Erwägung ziehen, daß der Conflict nur wegen der Unter⸗ 
brechung entſtanden ſei, das Hineinziehen der Disciplinarfrage ſei ganz un: 
gehörig. Er hätte gewünſcht, daß die Debatte den ruhigen und mäßigen 
Gang genommen hätte, den die Commiſſion vorgeſchlagen habe. Es würde 
allerdings gut ſein, wenn die Frage einmal ganz zum Austrag gebracht 
würde, aber er glaube, daß der Zeitpunkt gegenwärtig dazu nicht geeignet 
ſei. Das Amendement Reichenſperger erledige die Frage auch noch nicht 
ganz. Man könnte dem Präſidenten das Recht beſtreiten, die Miniſter mit 
Nennung des Namens zur Ordnung zu rufen, aber das Recht überhaupt 
könne ihm nicht beſtritten werden und es ſei auch gegen den Miniſterpräſid. 
v. Manteuffel ohne Widerſpruch ausgeübt worden. — Er theile die Anſicht 
des Abg. Gneiſt, daß es außer der Disciplinar⸗ und Polizeigewalt noch ein 
Präſidialrecht gebe, welches der Präsident einer jeden Verſammlung habe; 
wo leine Geſchäftsordnung beſtehe, nämlich das Recht, zur richtigen Leitung 
der Debatte zu jeder Zeit das Wort nehmen zu können. Der Redner weiſt 
nach, welche Rechte König Friedrich Wilhelm IV. dem Landtagsmarſchall 
zu dem vereinigten Landtage durch ein von ihm ſelbſt erlaſſenes Reglement 
beigelegt habe. Das Abgeordnetenhaus als berechtigter Factor der Geſetz⸗ 
gebung, ſei doch etwas Höheres, als der vereinigte Landtag, und ſo müſſe 
auch der Präſtdent des Hauſes eine höhere Stellung haben, als der Land⸗ 
tagswarſchall. Das Recht des Präſidenten müſſe unter allen Umſtänden ge: 
wahrt werden und daraus ergebe ſich auch die Berchtigung, einen Miniſter 
zur Orbnung zu rufen. Er erſuche jevoch das Haus, auf dieſe Frage nicht 
einzugehen, da fie mit dem vorliegenden Falle gar nicht zuſammenhänge. 
Das Staatsminiſterium ſei in einem fo offenbar groben Unrecht, es ſei im 
Widerspruch mit feinen erſten verfaſſungsmäßigen Pflichten, daß man ſehr 
unrecht thun würde, wenn man auf die Sache noch weiter als nötbig ein⸗ 
gehen wollte. (Sehr richtig.) Der Antrag Reichenſperger ſei eine Art von 
Unterſtützung der Regierung. (Sehr richtig.) Man komme dabei auf ein 
Gebiet, wo die ſonnenhelle Klarheit, welche die Sache gegenwärtig habe, 
etwas verbilitert werde. Er bitte die Herren, fi daran zu erinnern, daß 
fie Mitglieder der Landesvertretung ſeien und daran feſthalten mochten, daß 
jedes Abweichen von dem klaren Gange, welchen die Commiſſton vorgeſchla⸗ 
habe, vermieden werde. Auf dem Boden der Commiſſ.⸗Vorſchläge komme 
das Haus zu einer großen und wichtigen Majorität, mit den Amendements 
werde man nur kleine Majoritäten erreichen, welche die Miniſter ſtärkten, 
das Haus aber ſchwächten. (Beifall.) 

Abg. Dr. Reichensperger (Bedum): Die Aufforderung des Reſe⸗ 
renten und des Vorredners zur Einſtimmigkeit laſſe ihn und feine Freunde 
gewiſſermaßen als Störenfriede erſcheinen. Der engliſche Satz, wenn eine 


Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Unſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 16. Mai 1863. 
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Regierung keine Oppoſition habe, müſſe fie ſich eine kaufen, gelte auch von 
großen Parteien: er wundere ſich deshalb, ſo wenig Dank für ſeine Oppo⸗ 
ſition bei der Fortſchrittspartei zu finden (Heiterkeit). Sein Antrag ſtimme 
im Ganzen und Großen mit dem Commiſſions⸗Vorſchlage, nur mit dem 
dritten Punkt könne er ſich nicht einverſtanden erklären, denn dieſe Verfaſ⸗ 
ſungsfrage gehöre nicht in die vorliegende Geſchäftsordnungsfrage. — Redner 
motivirt ſodann ſeinen Abänderungsvorſchlag. Demſelben ſeien die entgegen⸗ 
geſetzteſten Vorwürfe gemacht worden: er ſolle eine Frage in die Debatte 
ziehen, die nicht hineingehöre, und er ſolle das Ministerium ſtützen. Beides 
ſei nicht feine Abſicht geweſen; er bezwede nur, eine Principienfrage zu ent« 
ſcheiden, und zwar diejenige, die zum Austrag zu bringen nach ſeiner Auf⸗ 
fafjung der einzige Zweck des Miniſterialſchreibens vom 11. Mai ſei. Das 
Miniſterium wolle feſtgeſtellt wiſſen, daß es der Disciplinargewalt des Prä⸗ 
ſidenten nicht unterliege, dreimal komme der Ausdruck „Disciplin“ in dem 
Schreiben vor. Sein Antrag werde für die Zukunft eine Menge moglicher 
Zweifel beſeitigen. Er ſei an ſich begründet, denn SS 42 und 60 der Ges 
ſchäftsordnung ergeben klar, daß die Miniſter der Disciplinargewalt des Prä⸗ 
ſidenten als Miniſter nicht unterlägen. — Veranlaſſung zur Entſcheidung 
des Prinzips ſehe er unter Anderem auch in dem Umſtande, daß von vielen 
Mitgliedern bei dem hier fraglichen Vorfall „zur Ordnung“ gerufen wor⸗ 
den, alſo der Ordnungsruf gegen einen Miniſter verlangt ſei. Somit könne 
er der Ausführung Gneiſt's, es komme jetzt auf dieſe Frage nicht an, nicht 
beipflichten. Es handle ſich vielmehr um die nothwendige Feſtſtellung der 
Rechte coordinirter Gewalten. Die Sache liege inſofern ähnlich dem Ver⸗ 
hältniß der (rheiniſchen) Gerichte zur Staatsanwaltſchaft; auch dort ſei 55 
ein Mitglied der Staatsanwaltſchaft eine Rüge als Disciplinar⸗ s 
regel unzulähp; ſolche ſei wohl zu ſcheiden von Unterbrechungen oder Ber 
Bemerkungen im Allgemeinen. — Redner kommt nochmals darauf zurück, 
daß der Moment zum Ausſprechen des von Bu beantragten Satzes opportun 
ſei. Dazu komme, daß man damit dem Miniſterium jeden Vorwand nehme, 
auf ſeinem Standpunkt zu beharren: mehr könne es nicht verlangen, als die 
ausdrückliche Anerkennung, daß der Ordnungsruf nicht zuläſſig ſei. — An⸗ 
genehm werde und ſolle die Annahme ſeines Amendements der Regierung 
nicht fein; aber Jedem ſein Recht, dem Haufe und der Regierung! 

Der Schluß wird wiederholt beantragt und abgelehnt. 

Abg. Schulze (Berlin): Meine Herren, der thatſächliche Vorfall, der zu 
dieſer Perbandlun Veranlaſſung giebt, iſt in dem Commiſſions⸗Bericht ſchon 
klar feſtgeſtellt. nier Praſident hat durch fein Verhalten nicht allein das 
Recht ſeiner hohen Stellung gewahrt, ſondern auch eine Pflicht erfüllt. Der 
Kriegsminiſter griff, indem er eine Rüge gegen den Abg. v. Sybel ausſprach, 
in die Rechte des Präsidenten ein, und letzterer hätte ſeine Pflicht verletzt, 
wenn er dieſen Eingriff nicht zurückgewieſen hätte. Wer in dieſes Haus ein⸗ 
tritt, muß ſich der Ordnung deſſelben fügen. Die Frage, ob der Präſident 
den Miniftern gegenüber eine wirkliche Disciplinargewalt habe, würde 
vermuthlich von der Majorität im bejahenden Sinne entſchieden werden, in⸗ 
deſſen könne hierüber ein Zweifel obwalten, und man thut daher gut, die⸗ 
ſelbe jetzt nicht zu berühren. Der Fall, den dieſe Frage hervorrief, iſt noch 
gar nicht eingetreten; wir wollen weder das Miniſterium ſoulagiren in ſei⸗ 
nem Beſtreben, die vorliegende Streitfrage zu verrücken, noch wollen wir 
freiwillig ein ſelbſt zweifelhaftes Recht aufgeben. Ueber alle Zweifel ſteht 
aber das Recht des Präſidenten, bei eintretender Störung nöthigenfalls 
durch Bedeckung des Kopfes die Sitzung zu vertagen. Von dieſem Rechte 
mußte er Gebrauch machen, da der Kriegsminiſter bei der größeren phyſi⸗ 
ſchen Kraft ſeiner Lungen ihn — um mich parlamentariſch auszudrücken — 
„überredete.“ (Große Heiterkeit.) Wünſchenswerth iſt es, daß wir das Mi⸗ 
niſterium jetzt zu den Sitzungen einladen. Nur der wahrt ſeine Würde, der 
auf ſeinem vollen Recht beſteht. Wir müſſen das Miniſterium einladen, den 
Sitzungen beizuwohnen. Es hat wahrlich Senſation genug gemacht, daß 


das Haus auf die Aeußerung des Miniſters, er habe hinter den Thüren den 


Verhandlungen deſſelben zugehört, nicht einen entſprechenden Beſchluß gefaßt 
bat. Es tritt hier daſſelbe Verhältniß, von dem Budgetrecht, bei allen wich⸗ 
tigen Fragen ein, daß das Miniſterium aus der Verfaſſung für ſich nur 
Rechte, keine Pflichten herleitet. Zeigen wir bei dieſer Gelegenheit, daß die 
wahre Stärke des Miniſteriums in der Achtung vor Recht und Geſetz liegt. 
Zeigen wir den Herren drüben, daß Recht und Geſetz an der Barre des 
Miniſtertiſches nicht ihre Schranken finden, ſondern darüber hinreichen. 
Wahren wir die Rechte des Landes ihnen gegenüber! (Lebhaftes Bravo.) 

Der Schluß der Discuſſion wird nochmals beantragt und abgelehnt. 

Graf Bethuſy⸗Huc (unter lebhafter Unrube des Hauſes und daher 
ſehr unverſtändlich): Die Commiſſion habe eine Antwort auf das Mini⸗ 
ſterialſchreiben entworfen und hätte daher nicht einzelne Punkte ignoriren 
dürfen! Es hätte dem Miniſterium gegenüber conſtatirt werden müſſen, 
daß fein Schreiben auf Mißverſtändniſſen beruhe. Die Vermuthung einer 
von dem Präſidenten beanſpruchten Disciplinargewalt ſei ſeitens des Minis 
ſteriums nach dem Hergang des Vorfalls wohl gerechtfertigt geweſen. Es ſei 
daher nothwendig, die Grenzen der Disciplinargewalt des Präſidenten feſt⸗ 
zuſetzen und deshalb erklärt der Redner ſich ſchließlich für das Amendement 
des Abg. Reichenſperger. 

Abg. Graf Schwerin (Während derſelbe die Tribüne beſtejgt, machen 
die Privatgeſpräche, die die Worte des vorigen Redners übertönt haben, 
einem tiefen Schweigen Platz.): Zu meinem Bedauern muß ich mit einer 
persönlichen Verwabrung beginnen. Der Abg. Virchow hat geſagt, das 
Gefühl für die Ehre und Würde des Haufes gewinne jetzt im Haufe einen 
lebhafteren Boden als früher. Ich bin ſeit längerer Zeit Volksvertreter 
und habe lange Zeit hindurch die Pflicht gehabt, die Ehre und Würde des 
Hauſes nach außen hin zu wahren. Ich kann verſichern, daß es nicht des 
Eintritts des Abgeordneten für Saarbrücken in das Haus bedurft hat, um 
daſſelbe zur Wahrung ſeiner Würde zu veranlaſſen (Bravo rechts). Freilich 
haben wir hierzu hin und wieder andere Schritte für geeignet gehalten, als 
dies von jener (der linken) Seite geſchieht. — Ich ſtimme für die Commiſ⸗ 
ſionsanträge, ſtimme mit tiefem Bedauern dafür, mit dem tiefſten Bedauern, 
daß wir überhaupt genöthigt ſind, über Fragen dieſer Art jetzt abzuſtimmen. 
In einem Augenblick, wo der tiefite Confliet durch unſer Land geht, wo 
aanz Europa mit Spannung auf die Löſung dieſes Conflictes blickt, wo, wie 
Sie (auf der Linken) dehaupten und wir leider nicht beſtreiten können, der 
dußere Feind an die Thore klopft, da wirft die Regierung eine Frage auf, 
deren Beantwortung, wie fie auch ausfallen möge, ihr nur neue Verlegen⸗ 
heiten bereiten kann en t Wir alle, ſoweit im Uebrigen unſere An⸗ 
ſichten auseinandergehen, find darüber einverſtanden, daß der Conflict gelöft 
nerden muß, wenn nicht unſere höchſten Güter gefährdet werden ſollen. 
Unter dieſen Umſtänden hätte ich gewünſcht, daß dieſe ganze Frage kürzeſter 
Hand, wenn möglich durch Annahme der Commiffionsanträge ohne Discuſ⸗ 
ſion erledigt worden wäre (Sehr wahr), 


Ich ſtimme für die Commiſſionsvorſchläge, weil dieſelben nach meiner 
Anſicht Sätze ausſprechen, deren Wahrheit in dieſem Hauſe Niemand beſtrei⸗ 
ten kann. Der Präſident iſt bei dem in Rede ſtebenden Vorfall formell 
in ſeinem Recht geweſen, und darum handelt es ſich jetzt allein. Soll ich 
meine aufrichtige Meinung Ihnen ſagen, ſo ſchien mir die Veranlaſſung, 
die den Conflict herbeiführte, eben jo wenig gut gewählt, als ich die Form 
billigen kann, in welcher der Präſident dem Kriegsminiſter gegenüber trat. 
Der Kriegsminiſter batte ſich am Sonnabend fo objectiv als möglich gehal⸗ 
ten; er wurde darauf von einem Mitgliede in der heftigſten Weiſe perſönlich 
angegriffen. Ihm, einem Manne, der ſeinem Könige 40 Jahre lang gedient 


hatte, wurde geſagt, es werde ſeine erſte patriotiſche Handlung ſein, wenn 


er ſein Amt niederlege. Einige Erregung deſſelben iſt daher gewiß verzeih⸗ 
lich geweſen; nichts deſto weniger war er formell im Unrecht durch die Art, 
wie er dem Präſidenten gegenüber trat, und wenn die Regierung dieſe Ge⸗ 
legenheit benutzt, um dem Haufe dieſe Frage vorzulegen, fo kann fie keine 
andere Antwort erhalten, als die, welche die Commiſſion Ihnen zu geben 
vorſchlägt. Der Abg. Reichenſperger hat eine Frage aufgeworfen, für die 
eine unmittelbare Veranlaſſung nicht vorhanden war, in Betreff derer ich 
Ibnen aber meine Anſicht nicht vorenthalten will. Ob der Präſident eine 
Disciplinargewalt über die Miniſter hat, iſt, wie ich glaube, juridiſch zwei⸗ 
felhaft, aber als Leiter einer Verſammlung von Volksvertretern würde ich 
auf dieſes Recht aus politiſchen Gründen nicht gern verzichten, und zwar im 
Intereſſe der Regierung ſelbſt. (Lebhafte Zuſtimmung.) Es würde, wie ich 
glaube, die Ordnung in einer Verſammlung nicht aufrecht zu erhalten ſein, 
in der nicht das gleiche Recht für er in der ein Theil gegen die An⸗ 
griffe des andern ſchutzlos wäre. (Wiederholte Zuſtimmung.) Eine Ente 
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ſcheidung dieſer Frage iſt aber jetzt nicht opportun, und wie ich glaube, der 
Regierung nicht nützlich. Durch Ablehnung des Antrags würde gewiſſer⸗ 
maßen ein Präjudiz ſtatuirt, und ich will deswegen für meine Perſon nur 
conſtatiren, daß ich mit „Nein“ nicht in dem Sinne ſtimmen werde, als 
wollte ich dadurch ein Urtheil über die Frage ſelbſt, die ich für controvers 
halte, abgeben. Im dritten Punkte der Reſolutionen hätte ich das Wort: 
willkürlich“ Br vermieden geſehen, halte daſſelbe aber materiell für unan⸗ 
8 itte Sie um Annahme der Commiſſionsanträge. (Lebhaftes 
ravo. 

Der Schluß der Debatte wird hierauf mit großer Mehrheit angenommen. 
Es folgen perſönliche Bemerkungen: Abg. Gottberg: Der Abg. Virchow 
habe mit Unrecht ihn zu den 350 Abgeordneten gerechnet, die den Miniſter 
unterbrochen, ex könne ja zu den zwei an der vollen Zahl 352 Fehlenden 
gehört haben (Heiterkeit). Abg. Dr. Gneiſt: Der Abg. Reichenſperger habe 
ihn nicht verſtanden. Er halte die Erörterung der Frage des Ordnungsrufes 
für inopportun, da ſie das Miniſterium zu dem Vorwurf berechtigen könnte, 
das Haus hindere durch ohne Noth hineingeworfene Fragen die Erledigung 
der materiellen Geſchäfte, einen Vorwurf, den er lieber auf die Gegner des 
Hauſes ern den wiſſen wolle. Abg. Dr. Virchow: Er habe dem Abg. 
Grf. Schwerin feines Wiſſens keine Gelegenheit gegeben zu den Aeußerun⸗ 

en, die er vorher gegen ihn gerichtet. Seine Aeußerungen, daß das Gefühl 

r Ehre und Würde des Hauſes immer mehr Boden gewinne, habe ſich 
nicht auf frühere Seſſionen bezogen, namentlich nicht auf das Präſidium des 
Grafen Schwerin, vor deſſeg Verdiensten er perſönlich ſeine Hochachtung mehr: 
ach auszudrücken Gelegenheit gehabt, ſondern auf die jüngſten Seſſionen, 
in welchen es ihm geſchienen, als wenn die conſervative Partei nicht immer 
von dem gehörigen Gefühl für die Würde und Ehre des Hauſes beſeelt ge⸗ 
weſen ſei. Es ſcheine ihm auch hierin ein beſſerer Boden gewonnen zu fein. 
(Unruhe unter den Conſerv.) Abg. v. Sybel: Er würde bei dieſer Gele⸗ 
genheit nicht das Wort ergriffen haben, wenn nicht feine neuliche Aeußerung 
ber den Kriegsminiſter auch ſeitens eines ſo hochgeachteten Mannes, wie 
des Grafen Schwerin, zu Mißverſtändniſſen geführt hätte. Es ſei ihm nicht 


eingefallen, ein Urtheil über den perſönlichen Charakter des Kriegsmini⸗ 


ſters zu fällen, ſondern lediglich ein politiſches über das Verhalten des Hrn. 
v. Roon als Miniſter. Da er in dieſer Beziehung auch von anderer Seite 
nicht verſtanden worden, ſo wolle er hiermit ſein Bedauern über dieſes Miß⸗ 
verſtändniß ausdrücklich erklären. (Bravo!) Graf Bethuſy⸗Huc: Hätte 
er gehört daß der Abg. Virchow bei einer früheren Gelegenheit der conſer⸗ 
vativen Partei das Gefühl für die Ehre und Würde des Hauſes abgeſpro⸗ 
chen, jo würde er den Schuß des Präſidiums dagegen angeruſen baben, da 
er eine ſolche Beſchuldigung eines Einzelnen einer Partei gegenüber nicht 
ur gerechtfertigt halte. Präſident Grabow erinnert ſich nicht, eine ſolche 
emerkung vom Abg. Virchow bei früherer Gelegenheit gehört zu haben, 
und bedauert, daß Derartiges hier angeregt worden. Abg. Graf Schwerin 
dankt dem Abg. v. Sybel für die Interpretation, die er ſeinen Worten vom 
Dinstag gegeben, und freut ſich, ihm zu derſelben Gelegenheit gegeben zu 
haben. Nach einigen Bemerkungen des Referenten Abg. Wachsmuth 
wird zur Abſtimmung geſchritten. N 
Zunächſt wird das Amendement Reichenſperger mit großer Majorität 
abgelehnt. Nur die Katholiken und die Feudalen ſtimmen dafür. Das 
Reſultat der namentlichen Abſtimmung über den Commiſſions⸗Antrag iſt 
die Annahme des Antrages mit 295 gegen 20 Stimmen. Dagegen ſtimmen 
die Abgeordneten: Graf Bethuſy⸗Hüc, Blum, von Bonin (Stolp), von 
Denzin, Ewers, Froning, v. Gottberg, v. Mallinckrodt, Dr. Menzel, v. Nie: 
belſchütz, Graf Oppersdorf, Oſterrath, v. Pfuhl, Plaßmann, Rehaag, Reichen: 
Beit I. und II., Graf Renard. (Die Mitglieder der katholiſchen Fraction, 
bgeordneten: Rohden, Bender uin d. Bc (Borken) ſtimmen gegen 
i v. Bockum⸗Dolffs und v. Sybel 


ihre Genoſſen und für die Commiſſion. 
enthalten ſich der Abſtimmung.) 5 5 
Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung, die Fortſetzung der Militär⸗ 
Debatte, wird von der Sale e entfernt. . \ 
Präſident Grabow erklärt, daß er mittelſt eines mit dem Vicepräſiden⸗ 
ten di vereinbarenden Schreibens dem Staatsminiſterium Kenntniß von dem 


Beſchluſſe des Hauſes geben wolle, und ſchlägt vor, um dem letzteren 1 55 
für ſeine etwaigen Beſchlußfaſſungen in a auf dies Schreiben zu laſſen, 
die nächſte 5 erſt auf Montag neun Uhr anzuſetzen; dazu ſolle das 
Präſidium die Miniſter einladen. 
bg. v. Forckenbeck ſtellt den Antrag: Das Haus wolle beſchließen, 
die Theilnahme des Kriegsminiſters zu der Fortſetzung der Militär⸗Debatte 
ausdrücklich zu verlangen. Verfaſſungsmäßig könne nur das Haus die 
Gegenwart der Minifter verlangen; ein Schreiben des Präſidenten könne 
den Kriegsminiſter nicht verpflichten, im Hauſe zu erſcheinen. 
weimal ſei die wichtige Berathung vertagt, er wiſſe nicht, ob das Staats⸗ 
miniſterium ſich bereits klar gemacht habe, was geſchehen ſolle; es ſei von 
großem Intereſſe für das Haus und das Land, beſtimmt zu wiſſen, ob in 
der 39 8 155 dieſes wichtigen Gegenſtandes noch fortgefahren werde, oder 
nicht. — Abg. Dr. Gneiſt: Es müſſe zuerſt das Schreiben an das Mini⸗ 
ſterium erlaſſen und demſelben Gelegenheit gegeben werden, darüber Beſchluß 
u faſſen. Erſt in der nächſten Sitzung ſei der Antrag des Abg. v. Forcken⸗ 
beg indizirt, wenn die Lage noch jo ſei, wie beute. Abg. Graf Schwerin 
ſchließt ſich dieſer Anſicht als der milderen an. — Abg. Schulze (Berlin): 
Das Miniſterium habe bereits zu erkennen gegeben, es wolle nicht im Hauſe 
erſcheinen; nur der von Forckenbeck vorgeſchlagene Modus aber führe zur 
1 550 1 der Weigerung des Miniſteriums, feiner verfaſſungsmä⸗ 
ßigen Pflicht nachzukommen. Die Sache dürfe nicht weiter hingezogen wer⸗ 
den. 2 v. Hennig (Straßburg) bemerkt gegen Gneiſt, es handle ſich 
nicht um Vertagung, und für das Präſidium fei kein Anlaß zu einem 
Schreiben an das Miniſterium; das Haus babe zu ſprechen. Er ſehe 
nicht ein, weshalb das Haus ſich immer noch wieder verſammeln ſollte, um 
u warten, ob es den Herren Miniſtern gefällig ſein werde zu erſcheinen. — 
bg. v. Binde (Stargardt): Das Schreiben des Präſidiums ſei nöthig als 
Antwort auf das Miniſterial⸗Schreiben vom 11. Mai. Die Meinung des 


Miniſteriums ſtehe noch keineswegs feſt, die Wirkung des heutigen Beſchluſ⸗ 


ſes müfje erſt abgewartet werden. Dem geſchlagenen Gegner habe man 
goldene Brücken zu bauen. (Aha zur Linken.) Möglicherweiſe bezwecke man 

allerdings auf der andern Seite des Hauses, den beſtehenden großen Con⸗ 
fliet durch den gegenwärtigen Conflict noch zu ſchärfen, das ſei aber ſeine 
Meinung nicht. E 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs ſchließt ſich dem Vorſchlage des Präſidenten 
an, die Wirkung des heutigen! Beſchluſſes ſei abzuwarten. Abg. v. Forcken⸗ 
bed: Das Staatsminſſterium habe bis Montag Zeit genug zur Ueberle⸗ 
gung; das Haus ſei mäßig genug in dieſer Sache aufgetreten, jetzt müſſe es 
endlich die entſchiedene Aufforderung an das Miniſterium ausſprechen; es 
entſchreche nicht | Würde des Hauſes, ſich event. zum drittenmale zu ver⸗ 
tagen. Abg. Graf Schwerin: Der Präſident ſei vollkommen berechtigt ge⸗ 
weſen, das Schreiben allein zu erlaſſen. Es ſei beſſer, zu milde, als zu 
ſcharf vorzugehen. Er theile übrigens nicht die Meinung Vincke's, daß es 
irgend Jemand im Haufe darauf ankomme, den Conflict noch zu veiſchärfen. 
— Was die öffentliche Meinung, von der Schulze geſprochen, angehe, 
dürfe ſich eine Volksvertretung nicht von derſelben treiben laſſen. g. 
Dr. Loewe (Bochum): Die vorgeſchlagenen beiden Wege ſchlöſſen ſich nicht 
aus. Der Präſident möge den Beſchluß des Hauſes dem Miniſterium mit⸗ 
theilen; das Haus müſſe aber conſtatiren, ob daſſelbe der Verfaſſung nad: 
kommen wolle. Wenn in dieſer Sache geſündigt worden, ſo ſei es darin 
geſchehen, daß das Haus zu ſehr das Gemüth habe vorwalten laſſen, ſtatt 
die ſtreng geſchäftlichen 20 ormen zu wahren. 2 

Abg. ulze (Berlin): Der Antrag des Abg. v. Forckenbeck ſei nur 
eine Folge des heutigen Beſchluſſes, er bedeute einfach die Executive deſſel⸗ 
ben. Er und feine Freunde wollien den Conflict nicht verſchärfen, dafür 
ſorge ſchon das Miniſterium. Wenn der Abg. v. Vincke meine, man müſſe 

dem geſchlagenen Feinde goldene Brücken bauen, ſo bemerke er dagegen, daß 
ja der Feind ſich noch nicht für geſchlagen erkläre. Wenn der Abe. Graf 
Schwerin jagt, man müſſe ſich von der öffentlichen wen nicht treiben 
laſſen, jo habe er ſich allerdings nie durch dieſelbe von der Wahrung ſeiner 
Prinzipien abhalten laſſen, aber er glaube doch, daß ein Kampf, wie der 
egenwärtige, in conſtitutionellen Staaten nur mit Hilfe der öffentlichen 
Meinung durchgefochten werden könne Das ſei eben das Unglück der neuen 
Aera geweſen, daß ſie ſich auf den Fei geſetzt und nicht in Wech⸗ 
— ee der öffentlichen Meinung befunden habe. (Lebhaftes 
ravo links. 

Abg. Karſten hält zunächſt den Erlaß einer Aufforderung durch Mit⸗ 
thellung des heutigen Beſchluſſes an das Miniſterium 1 nötbig. Er 
Bande, das Miniſterium werde ſich aus den heutigen Debatten überzeugt 

aben, daß es im Unrecht ſei. Auf den einen Tag komme es im Falle der 
Verzögerung bei einer jo wichtigen Sache nicht an. Wolle man ernſthaft 
an die Forlſegun der Militärdebatte gehen, ſo ſei die peremtoriſche Auffor⸗ 
derung an die Miniſter für die Montagsſitzung nicht von Nöthen. Abg. 
v. Patow: Er erkenne die große Ruhe und Würde des Hauſes in dieſer 
Angelegenheit an; weil er dies thue, wünſche er auch den Erfolg dieſer Ruhe 
und Würde nicht zu ſchwächen, und da ſcheine ihm der Weg der einzig rich⸗ 

lige zu fein, den der Praſident vorgeſchlagen. Abg. Harkort ebenfalls für 
den Vorſchlag des Präfiventen, — Abg. Graf Schwerin: Er richte feine 
Abſtimmung nicht nach der offentlichen Meinung, aber er laſſe ſich gern 


— 
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von derſelben tragen, ſoweit dieſelbe feinen Prinzipien ſich anſchließe und die⸗ 
ſelben ſtütze. Abg. Dr. Gneiſt: Das Miniſterium habe eine Antwort erbe⸗ 
ten und dieſe müſſe den Sainz durch das Präſidium werden, damit ihnen 
die Möglichkeit, darüber Entſchluß zu faſſen, gegeben werde! Eine Schwäche 
könne er darin nicht erkennen, wenn man den Antrag Forckenbeck bis zur 
nächſten Sitzung hinausſchiebe. 

„Nachdem Abg. v. Forckenbeck ſich noch geom den Vorwurf, als bezwede 
ſein Antrag, den ſchwebenden Conflict zu verſchärfen, verwahrt hat, wird über 
dieſen Antrag zur Abſtimmung geſchritten. Dieſelbe bleibt zweifelhaft, die 

ählung ergiebt 167 für, 138 gegen den Antrag. Dafür ſtimmen die Po⸗ 
en, die Fortſchrittspartei und mit dieſer die aan Rohden, v. Carlowitz, 
Richter, Behm, Metzmacher und noch etwa 10 Mitglieder der Fraction von 
Bockum⸗Dolffs, dagegen die Feudalen, die Katholiken und das linke Centrum 
mit Ausnahme der oben angeführten Mitglieder. 

Schluß der Sizung nach 2 Uhr. Nächſte Sitzung: Montag 9 Uhr; Ta⸗ 
gesordnung: Militär⸗Debatte. 


Berlin, 15. Mai. ([Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Vermeſſungs⸗Reviſor a. D., Rechnungsrath 
Stepha ny zu Halle a. d. S., den rothen Adler⸗Orden 3. Klaſſe 
mit der Schleife, fo wie dem Fuß⸗ Gendarmen Kadzioch in der 
5. Gendarmerie⸗Brigade, dem Wirthſchafts⸗ und Bade⸗Anſtalts⸗Inſpektor 
Scholz zu Altwaſſer im Kreiſe Waldenburg, und dem Schullehrer, 
Organiſten und Küſter Magdeburg zu Marienfließ im Kreiſe Saatzig 
das allgemeine Ehrenzeichen, ſowie dem Sanitätsrath Dr. Lieber in 
Berlin den Charakter als Geheimer Sanitätsrath zu verleihen. 


[Se. k. H. der Prinz Friedrich Carl] von Preußen iſt heute [e 


Früh von Wiesbaden auf Jagdſchloß Glinecke eingetroffen. (St.⸗A.) 

K. C. [Die beutige Debatte im Haufe der Abgeordneten! bat, 
wie auch der Abg. Graf Schwerin andeutete, nicht in der Abſicht der Ma⸗ 
jorität gelegen; nur die Gegnerſchaft zweier kleiner Minoritäten bewirkte 
eine Discuſſton. Dieſelbe bot namentlich in der Beziehung Intereſſe, daß 
ſich daraus deutlich ergab, wie ungewiß noch die bevorſtehende Entſcheidung 
des Staatsminiſterſums iſt; offenbar haben eine Anzahl Abgeordnete auf 
der rechten Seite des Hauſes noch die Hoffnung, daß das Miniſterium ſich 
in der Frage der parlamentariihen Ordnung dem Votum des Hauſes fügen 
werde. In wiefern dieſe Hoffnung dem Miniſterium zu Pacanentariſche 
Anſichten unterlegt oder nicht, fteht dahin. Etwas Beſtimmies ift in parla⸗ 
mentariſchen Kreiſen über die nächſte Zukunft nicht bekannt. 

Die Abſtimmung über den Forckenbeckſchen Antrag, nunmehr auf Grund 
der Verfaſſung die Gegenwart der Miniſter ausdrücklich zu verlangen, war 
von großem Intereſſe, indem die Majorität für denſelben durch ein Zuſam 
menſtimmen eines Theiles des linken Centrums und der deutſchen Fort⸗ 
ſchrittspartei bewirkt wurde. 

* [Confiscationen.] Die „National-“, die „Volksztg.“ 
und der „kleine Reactionär“ find mit Beſchlag belegt worden. 


Frankreich. 

* Paris, 13. Mai. [Tagesbericht.] Frankreich hat ſich ger 
weigert, Petersburg als Ort der Conferenz anzunehmen; England aber 
macht ebenfalls Schwierigkeiten, indem es nur dann ſich auf eine Con⸗ 
ferenz einlaſſen will, wenn man für dieſelbe die Verträge von 1815 
als Norm nehmen wolle, wozu Frankreich durchaus keine Luſt hat. — 
Alle Journale beſchäftigen ſich faſt ausnahmslos mit den Wahlen. 
Das größere Publikum fängt an, Theil an denſelben zu nehmen, 
und — wie es heißt — wollen die Bewohner der pariſer Vorſtädte 
darum einkommen, eine große Wahlverſammlung abzuhalten Dieſes 
wird jedoch wahrſcheinlich nicht geſtattet werden. Nach dem „Temps“ 
hat Herr Thiers die Candidatur in Valenciennes und Paris ange: 
nommen. Nach anderen will er aber gar nicht als Candidat auftreten, 
da er das allgemeine Stimmrecht nicht anerkenne. Die Mauern der 
Stadt fangen übrigens an, ſich mit politiſchen Glaubensbekenntniſſen 
zu bedecken. — Man widerlegt jetzt die Nachricht, daß der Herzog 
v. Malakow Arreft erhalten hat, indem man hinzufügt, daß der Kai: 
ſer ihn ſchriftlich beglückwünſcht habe. „Wenn“, ſo ſoll der Kaiſer 
ihm geſchrieben haben, „ich Ihnen dieſen Beweis meines Vertrauens 
gebe, ſo geſchieht dieſes, weil man, ich weiß nicht, warum, hier das 
Gerücht verbreitete, Sie ſeien in Ungnade gefallen.“ — Die Kaiferin 
iſt fortwährend unpäßlich. 

Groſ brit annien. 

London, 12. Mai. 
ſich vollkommen, daß England die Abſendung einer ſehr ſcharfen Note 
nach Petersburg vorhabe. Die engliſche Regierung iſt weit energi⸗ 
ſcher, als man nach den Aeußerungen, die im Parlament verlauten, 
vermuthen ſollte. Drouyn de Lhuys hat an Baron Gros geſchrieben, 
er ſei ganz überraſcht von den Dingen, welche Lord Cowley ihm zu 
hören gebe. Das öͤſterreichiſche Cabinet ſcheint ſich ſammeln zu wol⸗ 
len, und Fürſt Metternich klagt in Paris, daß ſeine Abſichten in Wien 
nicht genug gewürdigt werden. Daß Rußland am Ende thut, als 
ſei es bereit, auf die Conferenz einzugehen, damit iſt für die Sache 
nicht viel gethan. Erſt wenn Oeſterreich, England und Frank⸗ 
reich über die Grundlage ihrer auf der Conferenz zu befolgenden 
Politik ſich geeinigt haben würden, hätte die ruſſiſche Conceſſton Be⸗ 


deutung. 
Griechenland. 

Athen, 9. Mai. In Folge wiederholter Gewaltthaten der grie⸗ 
chiſchen Soldaten gegen fremde Unterthanen, namentlich brutaler Miß⸗ 
handlung einer der hieſigen franzöſiſchen Kunſtreiter⸗Geſellſchaft ange: 
hörigen öſterreichiſchen Unterthanin, richteten der franzöfifche und engliſche 
Geſandte ernſte Noten an die Regierung. Letzterer drohte mit Ent⸗ 
fernung, wenn nicht energiſche Maßregeln getrofien werden. Auch der 
öſterreichiſche Geſandte reichte eine Note ein. Die National-Verſammlung 
beauftragte den Miniſter des Aeußern, ihr Bedauern auszudrücken, und 
wies die Regierung an, die Schuldigen raſch und ſtrenge zu ſtrafen. 
Der bieſige Platzcommandant verbot den Soldaten, ſich nach Zapfen: 
ſtreich in den Straßen zu zeigen. Die Patrouillen haben auf Unge⸗ 
borfame zu feuern. Zehn von den Attentätern auf die Kunflreiter 
wurden bereits verhaftet. In Nauplia entſtand ein Conflict zwiſchen 
der Garniſon und der Gendarmerie. 


Osmaniſches Reich. 

Konſtantinopel, 9. Mai. General Türr iſt hier angekommen. 
Die Ausgaben des Sultans während der letzten Reiſe ſollen nicht 
100,000 Pfund überſtiegen haben. Eine franzoͤſiſche Note ladet die 
Pforte zur Cooperation zu Gunſten der Polen ein. Auch an den 
Schah von Perfien ſoll eine ähnliche Note erlaſſen ſein. In Aleppo 
wurde ein Meeting gehalten, um den Bau einer Eiſenbahn von Alexan⸗ 
drette nach Aleppo und weiter über Bagdad nach Baſſorah zu be⸗ 
fürworten. 

Mhodus, 5. Mai. In 22 Dörfern von den 44, welche die 
Inſel zählt, find von 2700 Häufern 2050 gänzlich zerſtört. Die Erd⸗ 
erſchütterungen dauern fort. 

Alexandrien, 7. Mai. Eine egyptiſche Dampfſchifffahrt⸗Ge⸗ 
ſellſchaft zur Beſchiffung der türkiſchen Ufer des Mittelmeeres und der 
Küften des rothen Meeres, mit 400,000 Pfd. St. Capital hat ſich 
conſtituirt. Die Regierung garantirt 6 Procent, der Vicekönig reſer⸗ 
virt ſich den vierten Theil der Actien und tritt 8 Dampfer ab. Unter 
ähnlichen Begünſtigungen hat ſich eine Remorqueur-Geſellſchaft auf dem 
Nil gebildet. 

Aus Chartum wird unterm 2. April gemeldet: Nach Ausſage des 
Dolmetſch Speke (2) ſoll der Nil aus einem See kommen, welcher 
etwas füdlicher liegt als der Victoriaſee, ſehr groß fein ſoll, und von 
dem Reiſenden umſchifft wurde. f 


[Die polniſche Frage.] Es beſtätigt]! 
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Meteorologiſche Beobachtungen. 
Der Barometerftand dei 0 rd. Sa- | Luft⸗ Wind: | 
BR a e 
Breslau, 15. Mai 10 U, Ab. 332,60 18,2] ED. 1. Heiter. 
16, Mai 6 U. Morg.] 332,44 [11,8] S. 0, Heiter. 
Breslau, 16 Mai. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 6 3. U.⸗P. 1 F. 78. 

Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachricht 

Paris, 15. Mai, Nachm. 3 Uhr. Die Geſchäftsſtille war auch Eher 
heutigen Börſe vorherrſchend. Die Nente begann zu 69, 65, fiel ſpäter 5 
69, 52 und ſchloß unbelebt zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 
92% eingetroffen. — Schluß ⸗Courſe: 3proz. Rente 69, 55. Ital. 5proz. 
Rente 72, 25. tal. neueſte Anleihe 73, 20. Zproz. Spanier —. I proz. 
Spanier 47% ſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 496, 25. Credit⸗mobilier⸗ 
Aktien 1410, —. Lombardiſche Eiſenbahn⸗Aktien 571, 25. 

London, 15 Mai Han. 3 Ubt Türkiſche Conſols 49%. Conſols . 92. 
Iproz. Spanier 18. Mexikaner 3674. Sproz. Ruſſen 94%. Neue Ruſſen 
5 Sardinier 88. Hamburg 3 Monat 13 Mk. 7% Sch., Wien 11 Fl. 
20 Kr. 

Die Ueberlandspoſt iſt geſtern Abend in Marſeille eingetroffen. 

Nach dem neueſten Bankausweis beträgt der Noten⸗Umlauf 20,637,810, 
der Metallvorrath 14,653,141 Pfd. St. 

Wien, 15. Mai, Mitt. 12 Uhr 30 M. Geſchäftslos und matt. proz. 
Metall. 76, 40. 4 proz. Raul, 68, 75. 1854er Looſe 95, 50. Bank⸗ 

Nordoahn 173 National⸗Anleihe CO 90. Crebitatzien 


Aktien 795, —. 


192 80 Stauts-Gifenb»Attien Gert. 216, — Fondon 110 90. Hamburg 
2, 90 Pans 44, — Ged. Suder Möbmiſche Weit: 
dobn 160 75 259, — Neue Looſe 133. 60 


Lombarviſcde Eiſenbahn 
16er Lobe 98 75. . 
rankfurt a. M., 15. Mai, Nachmitt. 2 Uhr 3 Minuten. Die 
Börſe eröffnete flau, ſchloß aber höher. — Böbmiſche Wellbahn 72%, 
Finnländ. Anleihe 90, Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗ Bexbach 142%, 
Wiener Wechſel 106%, Darmſtädter Bankaktien 238 Darmit, Zettelbank 
256, proz. Metallig. 67%. proz. Metall. 61%, 1854er Loo ſe 25 
Deere National⸗Anleibe 71%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Ciſenb.⸗Aktien 
Deiterr. Bank⸗Antheile 850. Oeſterr. Credit⸗Attien 205. Neueſte öſterr. 
Anleihe 90%. Oeſterreich. Eliſabet⸗Vahn 133%. Rhein ⸗Nahe⸗Bayn 33%. 
Mainz⸗ Ludwigshafen Lite. A, 28 
Hamburg, 15 Mai, Nachm. 2 Uhr Minuten. Mattere Haltung, 
geringes Geſchaͤft. Fin nl. Anleihe 89%. — Schraß⸗Courſe: * 
Anleihe 72 Oeerr Credit⸗Aktien 86%. Vereinsbank 103%. Norr⸗ 


deutſche Bank 106%, Rbeiniſche 101%. Nordbann 64 Disconto 2%. 
Wien 84, 38. Petersburg 31%. 
amburg, 15 Mai [Getreide markt.] Weizen loco ruhig, ab au 


ds 
wärts ſtille. Roggen loco einiges Geſchäft, geringe Sorten böher bezahlt; 
ab Oſtſee feſt, ab Danzig pr. Mai 74, pr. Sept.⸗Olt. 75 zu haben, 73 reſp. 
74 zu laſſen. Oel pr. Mai 32%, pr. Oktbr. 29%. Kaffee loco 4500, 
ſchwimmend 3000 Sack Santos verkauft. 
Liverpool, 15. Mai. [Baumwolle.] 6000 Ballen Umſatz. — 
51 gegen geſtern unverändert. Wochenumſatz 73,270 Ballen. Middling 
rleans 23%, Upland 22, Surate 84--19%: . : 
London, 15. Mai. Getreicemartı (Schlußbericht). Weizen bes 
ſchränkt, Hafer kaum behauptet. ? : 
 Amfterdam, 15. Mai. Getreidemartt (Shlußberiht, Weizen 
und Roggen ziemlich unverändert, wenig Geſchäft. Raps October 75%. 
Ritbd! Herbſt 43%, 
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Breslau, 16. Mai. Wind: Welt. Wetter: ſchön ometer 


de 12 Wärme. die 


gelber 63 74 Sarı | 
iger; pr. Rt oe 
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Saat⸗Lupinen 50-52 Sgr. 
Sgr. pr. Sch . Sgr. pr. Schl. 
Weißer Weizen 657378 Wilen u Be 
Gelber Weizen 63—69—75 FF 
Geste n 48—50—53 Schlag⸗einſant 190200 
Gerſte .. 34-37-41 Wi aps — oo 
eee ee . 25—27—29 Winter⸗Rübſen - — 
„ 43—48--52 Sommer⸗Rübſen 
Kartoffeln pr. Sad à 150 Pfd. netto 18— 22 Sgr. 


8 Redakteur: Dr. Stein. 


Drud von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich in Breslau. 


